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Kurz informiert

▶▶ Vollstreckungspraxis
Stief- und Pflegekinder: keine Erhöhung des Pfändungsfreibetrags

|  Es kommt immer wieder vor, dass Schuldner bei der Pfändung von  
Arbeitseinkommen gemäß § 850f Abs. 1 ZPO beantragen, ihren monatlichen 
Pfändungsfreibetrag auch bei der Mitversorgung von Stiefkindern zu erhö-
hen. Zu Recht?  |

§ 850f Abs. 1 ZPO soll im Interesse des Schuldners sicherstellen, dass diesem 
nach der Pfändungsmaßnahme das Existenzminimum bleibt. Zugleich soll 
im Interesse der Allgemeinheit, die Mittel für ergänzende Sozialhilfeleistun-
gen aufbringen muss, verhindert werden, dass der Gläubiger zu ihren Lasten 
befriedigt wird. Reicht daher der pfändungsfreie Teil des Arbeitseinkommens 
nicht aus, um den individuellen Lebensbedarf des Schuldners zu decken, und 
sind seine Bedürfnisse bei Bemessung des notwendigen Unterhalts nach  
§ 850d Abs. 1 S. 2 ZPO nicht hinreichend berücksichtigt worden, kann dies 
über § 850f Abs. 1 ZPO ausgeglichen werden.

Durch Bezugnahme in § 850f Abs. 1 S. 1 ZPO auf § 850c Abs. 1 S. 2 ZPO erhöht 
sich der Pfändungsfreibetrag nur, wenn der Schuldner aufgrund einer gesetz-
lichen Pflicht seinem Ehegatten, früheren Ehegatten, Lebenspartner, frühe-
ren Lebenspartner, Verwandten oder Elternteil Unterhalt gewährt (BGH  
VE 18, 131, Abruf-Nr. 197572). 

MERKE  |  Nur gesetzliche, nicht vertragliche Unterhaltspflichten oder freiwillige 
Unterhaltsleistungen sind daher zu berücksichtigen. Ebenso wenig fallen Unter-
haltsrenten, die der Schuldner als Schadenersatz zahlen muss, unter diese Rege-
lung. Auch freiwillige Zahlungen an Stiefkinder oder Pflegekinder oder den Partner 
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft führen zu keiner Erhöhung des Pfän-
dungsfreibetrags, auch wenn diese Personen im Haushalt des Schuldners wohnen.

Anders zu beurteilen ist die Situation, wenn dem Schuldner gerichtlich die Vor-
mundschaft eines Stiefkindes zu dessen Wohl übertragen wurde und er im 
Rahmen dessen Unterhaltszahlungen leistet, die der eigentliche Kindesvater 
verweigert. Hier dürfte § 850f Abs. 1 ZPO analog anzuwenden sein.  

MERKE  |  Eine Analogie setzt jedoch eine Gesetzeslücke im Sinne einer planwid-
rigen Unvollständigkeit des Gesetzes voraus. Ob eine derartige Lücke vorhanden 
ist, ist vom Standpunkt des Gesetzes und der ihm zugrunde liegenden Rege-
lungsabsicht zu beurteilen. Die vom Gesetzgeber nicht beabsichtigte Lücke muss 
dabei aufgrund konkreter Umstände positiv festgestellt werden können, weil 
sonst jedes Schweigen des Gesetzgebers als planwidrige Lücke im Wege der 
Analogie von den Gerichten ausgefüllt werden könnte (BGH VE 18, 131).

Bei gerichtlich angeordneter Vormundschaft ist der Schuldner – im Gegensatz 
zur Pflegschaft – gesetzlicher Vertreter einer minderjährigen Person und sorgt 
i. d. R. mit seinem eigenen Vermögen quasi „freiwillig“ für diese und entlastet 
so die Allgemeinheit. Dieses „ehrenwerte“ Verhalten darf ihm nicht zum Nach-
teil gegenüber solchen Schuldnern gereichen, die tatsächlich gesetzliche Unter-
haltsleistungen erbringen (AG Koblenz 20.9.18, 21 IK 74/16, n.v.).

Zweck der Pfän-
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.
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S21. IWW-Kongress

Praxis Steuerstrafrecht
am 27.09.2019 in Düsseldorf

Der IWW-Kongress Praxis Steuerstrafrecht ist 
die führende Veranstaltung für Berater und Verteidiger 
in der Betriebsprüfung und im Steuerstrafverfahren.

Folgende Topthemen erwarten Sie:

• Vermögensabschöpfung im (Steuer-)Strafverfahren
• Gastronomie: Kassenmanipulation und Schätzungen
• Auswirkungen von TCMS im Steuer(straf)recht
• Geldwäscheermittlungen durch LKA – ein praktischer Fall
• Steuerstrafrecht und verdeckte Gewinnausschüttungen
• Beweismittel im Unternehmen, bei Dritten und in der Cloud
• Bilanzfälschung: Bilanzanalyse für Juristen

www.kongress-praxis-
steuerstrafrecht.de

Termin 27.09.2019
Beginn 09:00 Uhr, Ende ca. 17:00 Uhr

Ort Maritim Hotel Düsseldorf,
Maritim-Platz-1 (Flughafen),
40474 Düsseldorf, Telefon 0211 5209-0

Teilnahmegebühr 570,00 € zzgl. USt.
Bezahlung im Voraus gegen Rechnung.
Bei Buchung bis zum 30.06.2019: 
10 % Preis vorteil. Bei gleichzeitiger An-
meldung von mindestens 2 Teilnehmern 
ab der 2. Buchung: 10 % Preisvorteil

Teilnehmerkreis
Rechtsanwälte – insbesondere 
Fachanwälte für Steuer- und Strafrecht

Steuerberater

Wirtschaftsprüfer

Leitende Mitarbeiter der 
Rechts- und Steuerabteilungen 
in Unternehmen und Banken

Buchungs-Nr. 1090

Dr. Marc Tully, Moderation, 
Präsident des Land-
gerichts in Hamburg

DDr. Gerhard Altenberger, 
WP/StB, beeideter und 
gerichtlich zer ti fizierter 
Sachverstän diger, Wien

Diana Nadeborn, RAin, 
Kanzlei Nadeborn, Berlin

Diplom-Finanzwirt 
Philipp Hammes, StB, RA, 
Schuka Hammes & 
Partner mbB, Düssel dorf                                           

LRD Franz Hruschka, 
Finanzamt München

Dr. Pascal Johann, RA, 
Dr. Johann & Jördens 
Rechtsanwälte, 
Frankfurt a. M.

Dr. Steffen Barreto da Rosa, 
Leiter der Gemeinsamen 
Finanzermittlungsgruppe 
Polizei/Zoll, München

Prof. Dr. Carsten Wegner, 
RA, FA Strafrecht, 
Krause & Kollegen, 
Berlin                                                            

Prof. Dr. Markus Jäger, 
Richter am BGH, 
Karlsruhe

Dr. Martin Wulf, 
RA, FA StR, Streck Mack 
Schwedhelm, Berlin                                               
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